
ten zu erkennen war. Das kann z. B. der Fall sein bei 
wesentlicher Überschreitung der Fahrgeschwindigkeit 
oder bei rücksichtsloser Fahrweise gegenüber anderen 
Verkehrsteilnehmern (Fußgänger müssen beiseite 
springen, andere Kraftfahrer müssen scharfe Ausweich­
bewegungen machen, die ■ Straßenbahn muß scharf 
bremsen, um einen Zusammenstoß zu vermeiden). In 
allen diesen Fällen ist weder Personen- noch Sach­
schaden entstanden, aber doch die Beeinträchtigung der 
Fahrtüchtigkeit offenbar geworden und eine akute Ge­
fährdung der Sicherheit im Straßenverkehr eingetreten. 
Daher erscheint bei einer derartigen Verletzung des 
§ 49 StVO eine unbedingte Bestrafung durchaus am 
Platze. In den anderen Fällen, in denen die Beein­
trächtigung der Fahrtüchtigkeit nur durch eine Blut­
alkoholuntersuchung festgestellt wurde, dürften be­
dingte Verurteilung, öffentlicher Tadel oder Geldstrafe 
— allein oder nebeneinander — ausreichende Be­
strafungsmöglichkeiten bieten.

Damit soll kein Schema entwickelt werden, denn 
jeglicher Schematismus verhindert eine parteiliche und 
gerechte Urteilsfindung. (Welche Auswüchse der 
Schematismus haben kann, zeigt in erschreckender 
Weise die Begründung des Protestes in vorliegender 
Strafsache, die im wesentlichen nichts anderes enthält 
als die Feststellung der Tatsache, daß das Urteil des 
Kreisgerichts direkt „aus dem Rahmen der gesamten 
Entscheidungen des Kreisgerichts herausfalle“.) Viel­
mehr wurden diese Hinweise für erforderlich gehalten, 
um die Gerichte anzuhalten, alle objektiven und 
subjektiven Umstände der Tat sorgfältig zu über­
prüfen und die dem Grad der Gesellschaftsgefährlich­
keit entsprechende Strafe festzusetzen. Selbstverständ­
lich darf nicht außer acht gelassen werden, daß jedes 
Urteil auch einen wirksamen erzieherischen Einfluß 
auf die anderen Bürger haben soll, die möglicherweise 
zu gleichen Delikten neigen. Es ist aber falsch arizu- 
nehmen, daß eine solche erzieherische Wirkung nur 
durch unbedingte Gefängnisstrafen erreicht wird. Bei 
einer solchen Meinung wird übersehen, daß nicht 
immer nur die Freiheitsstrafe die nachhaltigste erziehe­
rische Wirkung ausübt. Es gibt z. B. Angeklagte, die 
Eigentumsdelikte begangen haben und wissen, daß sie 
eine Freiheitsstrafe zu erwarten haben, und die ein 
Urteil nicht wegen der Freiheitsstrafe, sondern wegen 
der Anordnung der öffentlichen Bekanntmachung an­
greifen.

Die Masse der werktätigen Kraftfahrer zu einem ver­
antwortungsbewußten Verhalten im Straßenverkehr 
zu erziehen, ist nicht eine Frage der Strafjustiz, sondern 
eine Frage der allseitigen gesellschaftlichen Erziehung 
am Arbeitsplatz, im Wohnbezirk, durch die Partei­
organisation usw. Die bei Vergehen gegen § 49 StVO 
neben der gerichtlichen Bestrafung mögliche Ent­
ziehung der Fahrerlaubnis durch die Deutsche Volks­
polizei wird häufig eine wesentlich nachhaltigere er­
zieherische Wirkung haben als der oftmals von den 
Werktätigen nicht zu verstehende kurzfristige Straf­
vollzug, der den Verurteilten aus seiner gesamten ge­
sellschaftlichen Sphäre (Arbeit, Familie, gesellschaft­
liche Organisation) herausreißt. Es muß daher in jedem 
einzelnen Fall sorgsam geprüft werden, welche Strafe 
gerechtfertigt ist. Im vorliegenden Fall ist die vom 
Kreisgericht festgesetzte Strafe von vier Wochen Ge­
fängnis- zu Recht bedingt ausgesprochen worden.

A n m e r k u n g :
Es ist zweifellos richtig, wenn vom Bezirksgericht 

festgestellt wird, daß bei Delikten nach § 49 StVO — 
wie auch bei allen anderen strafbaren Handlungen — 
die Strafarten und ihre Dauer sehr sorgfältig entspre­
chend dem Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit aus­
gewählt werden müssen. Obiger Entscheidung ist auch 
insoweit beizupflichten, als sie gegen die Tendenz Front 
macht, den § 1 StEG grundsätzlich für alle Vergehen 
nach § 49 StVO auszuklammern. Der Versuch des BG, 
nur von der objektiven Seite her eine Losung zu fin­
den, geht aber m. E. fehl. Dabei wird der Inhalt des 
§ 49 StVO verändert und § 1 StEG mit in seinen Tat­
bestand einbezogen.

Die Auffassung des Bezirksgerichts, daß in allen 
Fällen, in denen die Beeinträchtigung der Fahrtüchtig-

keit sich nicht offen zeigt, sondern erst und nur durch 
eine Blutalkoholuntersuchung festgestellt wurde, be­
dingte Verurteilung, öffentlicher Tadel oder Geldstrafe 
ausreichend seien, ist in dieser Form auf jeden Fall 
zu absolut. Damit verkennt das Bezirksgericht den 
Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit dieser Delikte.

Die ständig wachsende Verkehrsdichte in unserer 
Republik hatte eine Erhöhung der Zahl der Verkehrs­
unfälle zur Folge. Eine nicht geringe Zahl dieser Ver­
kehrsunfälle wurde und wird dabei durch Kraftfahr­
zeugführer verursacht, die unter Alkoholeinwirkung 
ein Fahrzeug führen. Obwohl immer wieder auf die 
schweren Folgen des Alkoholgenusses bei der Führung 
eines Kraftfahrzeuges hingewiesen wurde, gibt es aber 
noch eine große Anzahl verantwortungsloser Men­
schen, die vor Antritt oder während der Fahrt alko­
holische Getränke zu sich nehmen. Im Interesse der 
Vermeidung von Personen- und Sachschäden und ins­
besondere der Erziehung zur Verkehrsdisziplin muß 
daher in geeigneten Fällen auf kurzfristige Freiheits­
strafen o h n e  Anwendung des § 1 StEG erkannt wer­
den. Dies gilt auch für die Delikte nach § 49 StVO, 
bei denen lediglich auf Grund der Blutalkoholbestim­
mung ein Widmark-Wert ab 1,5 pro mille festgestellt 
wurde. Nach dem heutigen Stand der medizinischen 
Wissenschaft ist nämlich erwiesen, daß bei einem 
Blutalkoholgehalt von 1,5 pro mille objektiv eine er­
hebliche Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit vorliegt. 
Daß sich aus der unterschiedlichen Konstitution der 
Betreffenden geringfügige Abweichungen vom Mittel­
wert ergeben können, schließt auch nicht die generelle 
Richtigkeit dieser wissenschaftlichen Erkenntnis aus. 
Staatsanwalt und Gericht müssen sich daher bei der 
Prüfung der Frage der Fahrtüchtigkeit auf die An­
gaben des medizinischen Blutalkoholuntersuchungs­
berichts stützen, die ein höchstmögliches Maß an Zu­
verlässigkeit besitzen.

In seinen Ausführungen läßt das Bezirksgericht der 
fehlerhaften Auffassung Raum, daß der Genuß von 
größeren Mengen Alkohol ohne Beeinträchtigung der 
Fahrtüchtigkeit möglich sei. Bei einer genossenen 
Menge von etwa 1,5 pro mille — also schon einem be­
deutend geringeren Blutalkoholgehalt als dem, der in 
diesem Strafverfahren vor dem Bezirksgericht fest- 
gestellt wurde — ist jedoch nach wissenschaftlichen 
Untersuchungen die Fahrtüchtigkeit objektiv bereits so 
sehr beeinträchtigt, daß der Fahrzeuglenker nicht mehr 
in der Lage ist, allen Verpflichtungen im Straßenver­
kehr im erforderlichen Maß nächzukommen. Wenn 
sich die Enthemmung des Fahrzeugführers nach dem 
genossenen Alkohol auch z. Zf. der Kontrolle und 
Feststellung noch nicht in Form von überhöhter Ge­
schwindigkeit, Zick-Zack-Fahren usw. objektiviert hat, 
so besteht jedoch kein Anlaß, dies dem Fahrzeugfüh­
rer positiv zuzurechnen.

Das Wissen um die durch Alkoholgenuß bei der 
Führung eines Fahrzeugs heraufbeschworene große Ge­
fahr und die blitzschnell eintretenden Folgen in den 
schnell wechselnden Verkehrssituationen schließen es 
daher m. E. im allgemeinen aus, bei Verletzung des 
§ 49 StEG von der Möglichkeit des § 1 StEG Ge­
brauch zu machen. Das Urteil des Bezirksgerichts 
muß um so mehr Bedenken aufkommen las­
sen, als es sich hier um den sehr hohen Blutalkohol­
gehalt von 2,64 pro mille handelt. Die Entscheidung 
wirkt nicht in genügendem Maß erzieherisch auf an­
dere Verkehrsteilnehmer und desorientiert im Kampf 
um die Verbesserung der Verkehrsdisziplin. Gerade die 
Verbesserung der Verkehrsdisziplin ist jedoch entschei­
dend für die Senkung der Unfallziffern im Straßen­
verkehr. Das Urteil des Bezirksgerichts wird dieser 
Forderung nicht gerecht.

Im übrigen muß gerügt werden, daß das BG 
sich mit den in § 1 StEG genannten subjektiven Vor- 
ausetzungen nicht auseinandergesetzt hat. Die wich­
tigen subjektiven Faktoren des § 1 werden in dem 
Urteil mißachtet. Jeder Versuch, die Fragen der An­
wendbarkeit des § 1 nur unter objektiven Gesichts- 
punkten zu lösen, führt zum Schematismus.

Gerhard B r a n d t ,
Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR
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